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In der vergangenen Woche hat der Bundestag verschiedene Änderungen des
Strafverfahrensrechts beschlossen – darunter auch eine Erweiterung der DNA-
Analyse auf äußere Merkmale durch einen neuen § 81e Abs. 2 S. 2 StPO.
Künftig sollen anhand einer DNA-Spur von einer unbekannten Person nicht
mehr nur das DNA-Identifizierungsmuster, die Abstammung und das Geschlecht
der spurenverursachenden Person bestimmt werden dürfen, sondern auch
die Farbe von Haut, Haaren und Augen sowie das Alter. Was der bayerischen
Polizei bereits durch das dortige Polizeiaufgabengesetz gestattet ist, wäre damit
auch den Strafverfolgungsbehörden in der gesamten Republik zum Zwecke der
Strafverfolgung erlaubt.
Von Nutzen und Kosten
Die umstrittene Erweiterung bringt für die Ermittler*innen in Strafsachen gewisse
Erleichterungen mit sich – deren Relevanz aber durchaus überschaubar ist: Sie
betrifft nur Fälle, in denen zwar eine DNA-Spur vorhanden ist, die spurenlegende
Person aber unbekannt und nicht auf anderem Wege zu ermitteln ist. In diesen
Konstellationen sollen nun bestimmte äußere Merkmale anhand der DNA festgestellt
werden können, um so die Suche nach dem/der Spurenverursacher*in einfacher zu
machen.
Der Preis für diese Erleichterung ist erheblich: Für die Feststellung der äußeren
Merkmale analysieren die Strafverfolgungsbehörden in erheblich größerem Umfang
als bisher auch den codierenden Teil der DNA, der eine Vielzahl höchstpersönlicher
Informationen über den/die Spurenverursacher*in enthält. Der Eingriff in diesem
hochsensiblen Bereich ist nicht mehr auf eine Feststellung des Geschlechts
beschränkt, sondern erstreckt sich auch auf die konkreten inhaltlichen Merkmale
Haar-, Augen- und Hautfarbe sowie das Alter. Welche weitergehenden Aussagen
über höchstpersönliche Eigenschaften und Merkmale einer Person sich aufgrund
dieser vorgesehenen Analysen angesichts des technischen Fortschritts in
der Zukunft machen lassen werden, ist heute nicht abzusehen. Angesichts
dessen bedeutet die Analyse einen erheblichen Eingriff in das Allgemeine
Persönlichkeitsrecht der Betroffenen, was im Verfassungsblog bereits an anderer
Stelle eingehend problematisiert worden ist (anders BT-Drs. 19/14747, S. 27).
Stand der Technik und Diskriminierung
Hinter der Technik der erweiterten DNA-Analyse steht eine hochkomplexe
Wissenschaft, die sich äußerst dynamisch entwickelt und in vielerlei Hinsicht erst
am Anfang steht.  Nicht anders als andere Formen der Spurenauswertung liefert
diese Technik keine absoluten Ergebnisse, sondern Wahrscheinlichkeitsaussagen
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und weist gewisse Fehlerquoten auf. Dies birgt zum einen die Gefahr, dass
strafprozessuale Ermittlungen in die falsche Richtung geleitet werden. Verlassen
sich Beamt*innen zu sehr auf die Ergebnisse solcher Untersuchungen,
obgleich es sich nur um Wahrscheinlichkeitsaussagen handelt, geraten andere
Ermittlungsansätze schnell in den Hintergrund (zu solchen Mechanismen
Singelnstein, StV 2016, 830).
Zum anderen wohnt der Technik ein erhebliches Potenzial für Diskriminierungen
inne – denn ihre Zuverlässigkeit variiert mit den äußerlichen Merkmalen, die
bestimmt werden (s. auch BT-Drs. 19/14747, S. 27). Bei der in diesem Kontext
besonders bedeutsamen Hautfarbe liefert die Technik aussagekräftige und
belastbare Ergebnisse bei sehr hellen und sehr dunklen Hauttypen. Hier liegen die
Wahrscheinlichkeitsaussagen deutlich über 90 %. Sehr viel geringere Werte werden
hingegen bei gemischten Pigmentierungen erreicht, die in Deutschland besonders
häufig sind. Vergleichbares gilt für Augen- und Haarfarbe.
Die vom Bundestag beschlossene Befugnis hilft Ermittler*innen also vor allem
dann, wenn Spurenverursachende eine sehr helle oder sehr dunkle Hautfarbe
haben – und führt damit zu einer strukturellen Benachteiligung dieser beiden
Gruppen. In der polizeilichen Praxis und in der öffentlichen Debatte wird sich diese
Benachteiligung für People of Color (PoC) grundlegend anders auswirken als
für Weiße mit blonden Haaren. Zum einen sind beide Gruppen in der deutschen
Gesellschaft in sehr unterschiedlichem Maße vertreten, sodass sich die Bestimmung
der Hautfarbe in sehr unterschiedlichem Maße als Ermittlungsansatz eignet. Zum
anderen bedient die Feststellung einer dunklen Hautfarbe rassistische Einstellungen
und wird vor allem im öffentlichen Diskurs grundlegend anders wahrgenommen. Die
Situation ist also mit der Debatte um die Änderung von Ziffer 12 des Pressekodex
vergleichbar (Nennung der Staatsangehörigkeit bzw. Herkunft von Tatverdächtigen
bei Straftaten).
Dies macht zugleich deutlich, dass die Argumentation der Gesetzesbegründung
-– die Bestimmung der Hautfarbe sei im Prinzip nichts anderes als die Aussage
eines Zeugen, die ja auch über das Aussehen einer Person Auskunft gebe (BT-
Drs. 19/14747, S. 27 f.) – nicht zu überzeugen vermag. Erstens können Zeug*innen
– wenngleich auch hier ein bias zu berücksichtigen ist – nicht nur über Menschen
mir sehr hellen und sehr dunklen Hautfarben mehr oder weniger zuverlässig
Auskunft geben. Und zweitens sagen Zeug*innen eben nicht nur über die Hautfarbe
aus, sondern zeichnen ein vielseitigeres Bild mit dem Ergebnis, dass sich in den
Ermittlungen kein derart extremer Fokus auf die Hautfarbe ergibt, wie dies bei der
erweiterten DNA-Analyse der Fall ist.
Das Spiel der AfD
Die beschlossene Befugnis der erweiterten DNA-Analyse hat somit das Potential, zu
erheblichen Diskriminierungseffekten zu führen, wenn weitergehende Ermittlungen
sich gegen Angehörige bestimmter gesellschaftlicher Gruppen richten oder der
öffentliche Diskurs entsprechende Ermittlungen aufgreift. Je nachdem wie die
Befugnis in der Praxis umgesetzt wird und wie sich der dem zugrunde liegende
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Stand der Forschung weiterentwickelt, kann sich die Befugnis zu einer Form von
institutionellem oder strukturellem Rassismus entwickeln.
Unabhängig davon spielt der Gesetzgeber mit der Einführung der Befugnis das Spiel
der AfD. Ein zentrales Bemühen der extremen Rechten besteht seit Jahren darin,
Migration und Herkunft mit Kriminalität zu verknüpfen. Wie weit diese völkische,
rassistische Strategie bereits gediehen ist, lässt sich praktisch täglich im öffentlichen
Diskurs besichtigen. Zwar wird die kriminologische Fachwelt nicht müde darzulegen
und zu begründen, dass Kriminalitätsaufkommen nichts mit Staatsangehörigkeit,
Herkunft oder Hautfarbe zu tun hat, dass diese Verbindung mehr verwirrt als erklärt.
Die öffentliche Debatte über Kriminalität aber ist in deutlichem Maße von Rassismus
geprägt. Dem muss sich eigentlich entgegenstellen, wer sich den Werten des
Grundgesetzes und insbesondere Art. 3 Abs. 3 GG verpflichtet fühlt. Die Einführung
einer Befugnis, die Hautfarbe von potentiellen Tatverdächtigen zu ermitteln, sendet
freilich ein anderes Signal aus.
So ganz geheuer war dem Gesetzgeber die neue Befugnis dann wohl auch
selbst nicht. In der Gesetzesbegründung heißt es, die Maßnahme sei zwar „an
sich nichtdiskriminierend“ (BT-Drs. 19/14747, S. 28). Im Fall „der möglichen
Zuordnung der Spur zu Angehörigen einer Minderheit“ dürfe es aber bei den
weiteren Ermittlungen „nicht zu einem Missbrauch dieses Umstandes im Sinne
rassistischer Stimmungsmache oder Hetze kommen“ (BT-Drs. 19/14747, S. 28).
Was das genau bedeutet und was konkret dagegen unternommen werden könnte
oder sollte, verrät die Gesetzesbegründung trotz dieser Einsicht in die Problematik
dann aber nicht.
Damit bleibt es also Polizei und Staatsanwaltschaft überlassen, bei entsprechenden
Befunden aus der Ermittlungsmaßnahme sensibel und zurückhaltend zu agieren.
Dies gilt sowohl für Ermittlungen gegenüber Angehörigen der jeweiligen Gruppe,
als auch für Ermittlungsmaßnahmen, bei denen Dritte bzw. die Öffentlichkeit
Kenntnis von den Befunden erlangen. Inwieweit hier in der Praxis ein professionelles
Vorgehen stattfindet, wird sich zeigen.
Schluss
Zusammenfassend besehen öffnet der Gesetzgeber mit der Einführung der
erweiterten DNA-Analyse gleich zwei Büchsen der Pandora. Zum einen bedeutet
der erweiterte Zugriff auf den codierenden Teil der DNA erhebliche Eingriffe in das
allgemeine Persönlichkeitsrecht, deren Intensität von heute aus betrachtet schwer
abzusehen sind. Zum anderen birgt die geplante Befugnis in § 81e Abs. 2 S. 2 StPO
die Gefahr, Diskriminierung und Rassismus Vorschub zu leisten – sei es durch
Ermittlungen gegenüber Angehörigen bestimmter gesellschaftlicher Gruppen, sei es
durch die Auswirkungen dessen auf den gesellschaftlichen Diskurs über Kriminalität.
Demgegenüber fällt der Nutzen der erweiterten Befugnis derart bescheiden aus,
dass man sich fragen muss, warum der Gesetzgeber sie eingeführt hat.
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